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a) Eine M odernisierungsankündigung nach § 555c A bs. 1 
BGB ist in zeitlicher H insich t dann zulässig, w enn die Pla­
nungen so w eit fortgeschritten sind, dass die inhaltlichen A n ­
forderungen des § 555c Abs. 1 Satz 2 BGB eingehalten w erden 
können. Eines engen zeitlichen Zusam m enhangs zwischen 
einer M odernisierungsankündigung nach § 555c Abs. 1 BGB 
und dem  dort angekündigten voraussichtlichen Beginn der 
M odernisierungsm aßnahm e im Sinne einer H öchstfrist oder 
eines fortgeschrittenen Planungsstandes bedarf es dagegen 
nicht.
b) A rt. 229 § 49 Abs. 1 EGBGB stellt an eine ordnungsge­
mäße M odernisierungsankündigung keine weitergehenden 
A nforderungen als § 555c Abs. 1 BGB und setzt das Vorlie- 
gen eines engen zeitlichen Zusam m enhangs zwischen einer 
M odernisierungsankündigung und dem  A usführungsbeginn 
ebenfalls nicht voraus. Vielmehr ist eine M odernisierungsan­
kündigung ordnungsgem äß im Sinne von Art. 229 § 49 A bs. 1 
Satz 2 EGBGB, w enn sie die Voraussetzungen des § 555c 
Abs. 1 BGB erfüllt. Ist dem M ieter bis zum 31. D ezem ber 
2018 eine in diesem Sinne ordnungsgem äße M odernisierungs­
ankündigung zugegangen, führt dies zur A nw endung von 
§§ 555c und 559 BGB in der bis zu diesem Z eitpunkt gelten­
den Fassung.
c) Es ist nicht rechtsm issbräuchlich, w enn ein V erm ieter einer 
großen W ohnanlage seinen M ietern bei umfangreichen M o- 
dernisieningsm aßnahm en eine den A nforderungen des § 555c 
BGB genügende M odernisierungsankündigung noch v or dem 
31. D ezem ber 2018 und som it m ehr als elf M onate vor dem 
geplanten A usführungsbeginn zusendet, damit für die nach 
der M odernisierung beabsichtigte M ieterhöhung nach der 
Ü bergangsregelung des A n. 229 § 49 Abs. 1 EGBGB noch die 
für ihn vorteilhafte, bis zu diesem Z eitpunk t geltende Fassung
der §§ 555c und 559 BGB A nw endung findet............................. 139
a) D er Bundesrechtsanw altskam m er steh t ein Spielraum bei 
der technischen A usgestaltung der N achrichtenüberm ittlung 
mittels des besonderen elektronischen A nw altspostfachs zu, 
sofern das gewählte System eine im Rechtssinne sichere K om ­
m unikation  gewährleistet.
b) E in A nspruch von Rechtsanwälten gegen die B undes­
rechtsanwaltskam m er darauf, dass diese das besondere elek­
tronische Anw altspostfach mit einer Ende-zu-Ende-V er- 
schlüsselung im Sinne der Europäischen Patentschrift EP 
0 877 507 B l versieht und betreibt, besteht nicht. W eder die 
gesetzlichen Vorgaben für die E rrichtung  und den B etrieb des 
besonderen elektronischen A nw altspostfachs noch die Verfas­
sung gebieten eine derartige Verschlüsselung.
c) Z ur Sicherheit der Verschlüsselungstechnik des besonderen
elektronischen A nw altspostfachs....................................................  172
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